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PRÜFUNG 

Subventionsprüfung im Bereich der Gewaltprävention 
Bundesamt für Polizei fedpol 
Fachstelle für Rassismusbekämpfung im Generalsekretariat EDI 
Eidgenössisches Büro für die Gleichstellung von Frau und Mann 
Bundesamt für Sozialversicherungen 

DAS WESENTLICHE IN KÜRZE 
Artikel 386 des Schweizerischen Strafgesetzbuches (StGB) bildetet die Grundlage für Finanzhilfen des Bundes, 
die Präventionsmassnahmen zur Verhinderung von Straftaten und Vorbeugung von Kriminalität unterstützen. 
Zum Prüfungszeitpunkt nutzen die vier oben aufgeführten Verwaltungseinheiten diese gesetzliche Grundlage, 
um in sieben Bereichen Subventionen zu vergeben. Für jeden Bereich legt der Bundesrat in einer eigenen Ver-
ordnung fest, welche Ziele, Inhalte und Arten von Präventionsmassnahmen unterstützt werden.  Die vier Ver-
waltungseinheiten bewilligten im Jahr 2024 zusammen 168 Gesuche und sprachen insgesamt rund 13,2 Milli-
onen Franken Subventionen zu.  

Die Eidgenössische Finanzkontrolle (EFK) prüfte die Vergabe der Subventionen und kommt zu einem positiven 
Gesamturteil. Es besteht jedoch bei den einzelnen Verwaltungseinheiten sowie in der Zusammenarbeit der 
vier Verwaltungseinheiten Anpassungsbedarf.  

Verschiedene punktuelle Anpassungen sind notwendig 
Bei allen Subventionsbereichen sind die Gesuchanforderungen spezifisch und mittels Musterdokumente auf 
die jeweiligen Verordnungen abgestimmt. Die Verwaltungseinheiten führen die Gesuchprüfung systematisch 
durch und prüfen unter anderem die Kosten- und Nutzenaspekte der Präventionsmassnahmen. Beim Eidge-
nössischen Büro für die Gleichstellung von Frau und Mann (EBG) und der Fachstelle für Rassismusbekämpfung 
(FRB) des Generalsekretariat des Eidgenössischen Departements des Innern (GS-EDI) kann der Arbeitsaufwand 
in der Gesuchprüfung reduziert werden, indem eine Mehrfachbeurteilung über die 4-Augen-Kontrolle hinaus 
vermieden wird. Zudem ist die Arbeitsdokumentation der FRB so zu gestalten, dass eine unabhängige Drittper-
son diese nachvollziehen kann.  

Das Bundesamt für Polizei (fedpol), das EBG und die FRB berücksichtigen Freiwilligenarbeit als anrechenbare 
Aufwendungen, ohne dass eine spezialgesetzliche Grundlage vorhanden ist. Dies beeinflusst die Höhe der Ge-
samtkosten und somit auch die gewährten Subventionen. Demgegenüber schliesst das Bundesamt für Sozial-
versicherungen (BSV) die Freiwilligenarbeit von den anrechenbaren Aufwendungen aus. Die EFK empfiehlt den 
drei Ämtern daher, Freiwilligenarbeit in Zukunft nicht mehr als anrechenbare Aufwendung zu berücksichtigen, 
wenn keine spezialgesetzliche Grundlage dafür besteht.  

Beim fedpol und dem EBG werden weitere Bundesmittel aus anderen gesetzlichen Grundlagen als Drittmittel 
anerkannt. Dies beeinflusst die Höhe der gewährten Subventionen und kann im Extremfall zu einer vollum-
fänglichen Finanzierung durch Bundesmittel führen. Dies ist nicht im Sinne der Regelungen des Bundesgesetzes 
über Finanzhilfen und Abgeltungen (Subventionsgesetz, SuG). 

Die Aufsichtstätigkeit kann nach Ansicht der EFK beim BSV, EBG und bei der FRB fallspezifischer erfolgen. Eine 
risikobasierte Aufsicht je Subventionsempfängerin soll den Arbeitsaufwand bei den Verwaltungseinheiten wie 
auch bei den Subventionsempfängerinnen reduzieren.  

Beim fedpol wie auch bei der FRB fehlt ein Prüfkonzept gemäss Artikel 25 SuG.  
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Die Zusammenarbeit der Verwaltungseinheiten ist zu stärken 
Die Verwaltungseinheiten treffen sich mindestens jährlich im Rahmen der «Arbeitsgruppe Finanzhilfen» und 
pflegen einen Austausch zu relevanten Fragestellungen. Die EFK befürwortet diesen Austausch und empfiehlt, 
die Zusammenarbeit noch zu stärken. Insbesondere hinsichtlich Best Practice auf Prozessebene, Anforderun-
gen an die Subventionsempfängerinnen und bei zukünftigen Anpassungen der Verordnungen, erachtet die EFK 
eine punktuelle Angleichung als sinnvoll.  

Aufgrund der starken Abhängigkeit von den fachlichen Kenntnissen in den verschieden Subventionsbereichen 
erachtet die EFK jedoch die generellen Vorteile einer Zentralisierung der Subventionsprozesse als begrenzt: 
Eine Zentralisierung würde nur begrenzt zu Ressourceneinsparungen beim Personal und den EDV-Kosten sowie 
zu einer Vereinfachung der Organisationsstruktur führen. Die Nachteile und der qualitative Verlust in der the-
matischen Beurteilung und Auswahl der geeigneten Finanzhilfegesuchen überwiegen einen möglichen Effizi-
enzgewinn.  

 


